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Gemeinsame Grundsätze für die Verrechnung und Erstattung zu Unrecht gezahlter
Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung

Nach § 26 Abs. 2 SGB IV, § 351 Abs. 1 SGB III werden zu Unrecht gezahlte Beiträge zur

Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung unter den dort näher genannten

Voraussetzungen erstattet. Für die Erstattung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge

ist die Krankenkasse, für die Erstattung der Rentenversicherungsbeiträge grundsätzlich der

Rentenversicherungsträger zuständig. Für die Erstattung zu Unrecht gezahlter Arbeitslosen-

versicherungsbeiträge ist nach § 351 Abs. 2 Nr. 1 SGB III grundsätzlich das Arbeitsamt zu-

ständig, in dessen Bezirk die Stelle, an welche die Arbeitslosenversicherungsbeiträge ent-

richtet worden sind, ihren Sitz hat.

Allerdings können die Rentenversicherungsträger nach § 211 Satz 1 SGB VI und die Bun-

desanstalt für Arbeit nach § 351 Abs. 2 Nr. 3 SGB III mit den Einzugsstellen vereinbaren,

dass die Einzugsstellen die Erstattung der Rentenversicherungsbeiträge bzw. Arbeitslosen-

versicherungsbeiträge übernehmen. Hierzu haben die Spitzenverbände der Krankenkassen,

der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger sowie die Bundesanstalt für Arbeit die

nachfolgenden Gemeinsamen Grundsätze für die Verrechnung und Erstattung zu Unrecht

gezahlter Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung erarbeitet.
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Die Grundsätze sind neu gefasst worden und berücksichtigen zwischenzeitlich eingetretene

Änderungen. Diese Gemeinsamen Grundsätze lösen mit Wirkung vom 1. April 2003 die Ge-

meinsamen Grundsätze vom 31. Mai 2000 ab.
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Anlage

Antrag auf Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Ar-

beitslosenversicherung mit Erläuterungen



- 5 -

1 Allgemeines

Nach § 26 Abs. 2 SGB IV werden in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversi-

cherung zu Unrecht gezahlte Beiträge erstattet, es sei denn, dass für den Arbeitnehmer

- auf Grund dieser Beiträge

  oder

- für den Zeitraum, für den die Beiträge zu Unrecht gezahlt worden sind,

Leistungen erbracht wurden. Die zweite Alternative "...für den Zeitraum..." gilt nach dem Ur-

teil des Bundessozialgerichts vom 25. April 1991 - 12/1 RA 65/89 - (USK 9126) nicht in der

Rentenversicherung. Sofern jedoch während des Bezugs von Leistungen Beitragsfreiheit

bestanden hat, sind die während dieser Zeit zu Unrecht gezahlten Beiträge zu erstatten.

Vor der Erstattung von Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung und/oder zur Renten-

versicherung ist stets zu prüfen, ob die zu Unrecht gezahlten Beiträge im Zusammenhang mit

erbrachten Leistungen an den Arbeitnehmer stehen. Eine Erstattung von Beiträgen scheidet

grundsätzlich in allen Fällen aus, in denen in der irrtümlichen Annahme eines Versicherungs-

verhältnisses Beiträge gezahlt und Leistungen gewährt wurden. Hierbei kommt es im Allge-

meinen nicht darauf an, ob der einzelne Beitrag sich auf die rechtliche Grundlage der Leis-

tung ausgewirkt hat. Eine Beitragserstattung kommt ferner nicht in Betracht, wenn versehent-

lich zu hohe Beiträge gezahlt und dementsprechend auch höhere Leistungen erbracht wor-

den sind.

Dagegen sind die Teile von Beiträgen (Beiträge in nicht voller Höhe), die z.B. auf Grund von

Rechenfehlern bei der Ermittlung des Arbeitsentgelts zu Unrecht gezahlt worden sind, zu

erstatten, wenn sie die Leistungen nicht beeinflusst haben, d.h., wenn die Leistungen auch

ohne die Beitragsüberzahlung unverändert erbracht worden wären.

Die Verfallklausel in § 26 Abs. 2 SGB IV greift nur für die Beiträge des Versicherungs-

zweiges, in dem die Leistung erbracht wurde. Einem Antrag auf Erstattung von Beiträgen zur

Kranken- und Pflegeversicherung kann daher für den Bereich der Pflegeversicherung ent-

sprochen werden, wenn für den Zeitraum, für den die Beiträge zu Unrecht gezahlt worden

sind, lediglich Leistungen der Krankenversicherung erbracht wurden.

Zu Unrecht gezahlte Arbeitslosenversicherungsbeiträge (Beiträge zur Arbeitsförderung) sind

ebenfalls grundsätzlich nach § 26 Abs. 2 SGB IV zu erstatten. Allerdings mindert sich nach

§ 351 Abs. 1 SGB III der Erstattungsanspruch um den Betrag der Leistung, die in der irrtüm-

lichen Annahme der Versicherungspflicht gezahlt worden ist. Sind Leistungen aus anderen
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Gründen zu Unrecht gezahlt worden, so können diese nach § 333 Abs. 2 SGB III aufgerech-

net werden.

Der Anspruch auf Beitragserstattung steht nach § 26 Abs. 3 SGB IV demjenigen zu, der die

Beiträge getragen hat; das ist im Allgemeinen hinsichtlich der Arbeitnehmerbeitragsanteile

der Arbeitnehmer und hinsichtlich der Arbeitgeberbeitragsanteile der Arbeitgeber.

2 Verrechnung

Zu viel gezahlte Beiträge können unter den nachstehenden Voraussetzungen vom Arbeitge-

ber, von der Einzugsstelle oder vom Rentenversicherungsträger im Rahmen einer Betriebs-

prüfung verrechnet werden, wenn sichergestellt ist, dass der Arbeitnehmer die verrechneten

Beiträge, soweit sie von ihm getragen wurden, zurückerhält.

2.1 Verrechnung durch den Arbeitgeber

2.1.1 Voraussetzung für die Verrechnung

Der Arbeitgeber kann Beiträge in voller Höhe oder Teile von Beiträgen zur Kranken-, Pflege-,

Renten- und/oder Arbeitslosenversicherung, die er zu viel gezahlt hat, verrechnen, wenn

a) bei Verrechnung von Beiträgen in voller Höhe der Beginn des Zeitraums, für den die

Beiträge irrtümlich gezahlt wurden, nicht länger als sechs Kalendermonate zurück-

liegt. Für die Verrechnung hat der Arbeitnehmer eine schriftliche Erklärung darüber

abzugeben, dass

• kein Bescheid über eine Forderung eines Leistungsträgers (Krankenkasse, Pfle-

gekasse, Rentenversicherungsträger, Arbeitsamt) vorliegt und seit Beginn des Er-

stattungszeitraums Leistungen der Kranken-, Pflege-, Renten- oder Arbeitslosen-

versicherung nicht gewährt wurden

und

• die gezahlten Rentenversicherungsbeiträge dem Rentenversicherungsträger nicht

als freiwillige Beiträge verbleiben sollen bzw. der Arbeitnehmer für diese Zeit keine

freiwilligen Beiträge nachzahlen will,

oder
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b) bei Verrechnung von Teilen von Beiträgen der Zeitraum, für den Beiträge zu viel ge-

zahlt wurden, nicht länger als 24 Kalendermonate zurückliegt. Beruht die Beitrags-

zahlung darauf, dass Beiträge irrtümlich von einem zu hohen Arbeitsentgelt gezahlt

worden sind, so ist eine Verrechnung der Beiträge ausgeschlossen, wenn der über-

höhte Betrag der Bemessung von Geldleistungen an den Versicherten (z.B. Beschei-

nigung des Arbeitgebers zur Berechnung des Krankengeldes/Übergangsgeldes oder

Mutterschaftsgeldes) zu Grunde gelegt wurde.

Eine Verrechnung zu Unrecht gezahlter Beiträge scheidet aus, soweit für den Erstattungs-

zeitraum oder für Teile des Erstattungszeitraums eine Prüfung beim Arbeitgeber stattgefun-

den hat oder wenn von einem Berechtigten Zinsen nach § 27 Abs. 1 SGB IV geltend ge-

macht werden. In Fällen, in denen eine Verrechnung ausgeschlossen ist, ist eine Erstattung

der Beiträge nach Abschnitt 3 zu beantragen.

2.1.2 Durchführung der Verrechnung

Die zu viel gezahlten Beiträge sind mit den Beiträgen für den laufenden Entgeltabrechnungs-

zeitraum zu verrechnen. Erfolgt eine Verrechnung, weil der Berechnung der Beiträge irrtüm-

lich ein zu hohes Arbeitsentgelt zu Grunde gelegt wurde, so ist der zu verrechnende Betrag

in der Weise zu ermitteln, dass die zunächst unrichtig berechneten Beiträge um den Betrag

vermindert werden, der sich bei einer Neuberechnung aus dem maßgeblichen beitragspflich-

tigen Arbeitsentgelt ergibt. Bei der Verrechnung sind die für den Verrechnungszeitraum je-

weils maßgebenden Beitragsfaktoren zu Grunde zu legen.

Alle sich aus Anlass der Verrechnung ergebenden Berichtigungen und Stornierungen sind

auf den einzelnen Lohn- bzw. Gehaltsunterlagen so zu vermerken, dass sie prüffähig sind.

Soweit Beiträge oder Teile von Beiträgen für vergangene Kalenderjahre verrechnet werden,

ist für diese Kalenderjahre jeweils ein Korrektur-Beitragsnachweis einzureichen. Die nach

Abschnitt 2.1.1 Buchst. a abzugebende Erklärung des Arbeitnehmers ist den Lohn- bzw. Ge-

haltsunterlagen beizufügen.

2.1.3 Stornierung von Meldungen

Sofern für den Verrechnungszeitraum bereits eine Meldung nach der DEÜV abgegeben wor-

den ist, hat der Arbeitgeber eine Stornierung vorzunehmen und ggf. eine neue Meldung zu

erstatten.
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2.2 Verrechnung durch die Einzugsstelle (Krankenkasse)

2.2.1 Voraussetzung für die Verrechnung

Die Einzugsstelle kann unter Beachtung der Verjährungsfrist des § 27 Abs. 2 SGB IV Kran-

ken-, Pflege-, Renten- und/oder Arbeitslosenversicherungsbeiträge verrechnen, wenn

a) der Arbeitgeber zur Verrechnung von Beiträgen berechtigt ist (vgl. Abschnitt 2.1.1)

und er von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch macht,

b) sie zu viel Beiträge berechnet hat und diese vom Arbeitgeber gezahlt worden sind,

c) zu viel gezahlte Beiträge anlässlich einer Prüfung beim Arbeitgeber festgestellt wer-

den und nicht die Zuständigkeit des Rentenversicherungsträgers besteht (vgl. Ab-

schnitt 2.3).

Im Übrigen gelten die Voraussetzungen des Abschnitts 2.1.1 entsprechend.

2.2.2 Durchführung der Verrechnung

Verrechnungen durch die Einzugsstelle sind in den Beitragsunterlagen zu vermerken und

dem Arbeitgeber zwecks Dokumentation in den Lohn- bzw. Gehaltsunterlagen bekannt zu

geben.

Bereits erstattete Meldungen nach der DEÜV sind vom Arbeitgeber zu stornieren und ggf.

neu zu erstatten.

2.3 Verrechnung durch den Rentenversicherungsträger

2.3.1 Voraussetzung für die Verrechnung

Der Rentenversicherungsträger kann unter Beachtung der Verjährungsfrist des § 27 Abs. 2

SGB IV Kranken-, Pflege-, Renten- und/oder Arbeitslosenversicherungsbeiträge verrechnen,

wenn zu viel gezahlte Beiträge anlässlich einer Prüfung beim Arbeitgeber festgestellt werden,

die keine Berichtigung der beitragspflichtigen Einnahmen erfordern (z.B. bei Anwendung fal-

scher Beitragssätze, bei Beitragszahlungen von Entgeltteilen über der Beitragsbemessungs-

grenze) oder aus einmalig gezahltem Arbeitsentgelt resultieren, es sei denn, unter Berück-

sichtigung dieser Beiträge wurde eine Rente zugebilligt.
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2.3.2 Durchführung der Verrechnung

Verrechnungen durch den Rentenversicherungsträger im Rahmen einer Betriebsprüfung sind

im Prüfbescheid vorzunehmen.

Bereits erstattete Meldungen nach der DEÜV sind vom Arbeitgeber zu stornieren und ggf.

neu zu erstatten.

3 Erstattung (Gutschrift)

Zu Unrecht gezahlte Beiträge, die nicht nach Abschnitt 2 verrechnet werden können, werden

beim Vorliegen der Voraussetzungen auf Antrag erstattet. Die Erstattung kann auch in Form

einer Gutschrift (Sollberichtigung) auf dem Beitragskonto (Beitragsbuch) erfolgen (§ 28 Nr. 2

SGB IV). Dem Arbeitgeber können auch die Arbeitnehmerbeitragsanteile ausgezahlt werden,

wenn sichergestellt ist, dass dem Arbeitnehmer die zu viel gezahlten Beiträge erstattet wer-

den.

3.1 Antragsberechtigung

Antragsberechtigt ist, wer die Beiträge getragen hat.

3.2 Antragstellung

Der Antrag auf Erstattung der Beiträge ist bei der Einzugsstelle einzureichen, an die die Bei-

träge gezahlt worden sind. Für die Antragstellung soll ein Vordruck nach beiliegendem Mus-

ter verwendet werden. Der Arbeitgeber darf fällige Beiträge in Erwartung einer Beitragser-

stattung oder Beitragsgutschrift nicht zurück behalten.

3.3 Bearbeitung des Antrags

3.3.1 Zuständigkeit der Einzugsstelle

Für die Bearbeitung des Antrags auf Erstattung zu Unrecht gezahlter Kranken-, Pflege-, Ren-

ten- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge ist die Einzugsstelle zuständig, soweit sich aus

den Abschnitten 3.3.2 und 3.3.3 nichts anderes ergibt. Der zuständige Rentenversicherungs-

träger ist dann über die Erstattung zu benachrichtigen, wenn die Meldung storniert wurde

(§ 211 Satz 3 SGB VI). Hierdurch sollen die Rentenversicherungsträger zusätzlich zur Stor-
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nierung der von der Erstattung betroffenen Beitragszeiten im Meldeverfahren einen Hinweis

über den Erstattungszeitraum im Versicherungskonto aufnehmen können.

Eine Benachrichtigung der Arbeitsämter über die Erstattung von Beiträgen zur Arbeitslosen-

versicherung durch die Einzugsstelle ist hingegen nicht erforderlich und soll deshalb grund-

sätzlich unterbleiben.

3.3.2 Zuständigkeit des Rentenversicherungsträgers

Für die Bearbeitung des Antrags auf Erstattung zu Unrecht gezahlter Rentenversicherungs-

beiträge ist ausschließlich der Rentenversicherungsträger zuständig, wenn

a) seit Beginn des Erstattungszeitraums Leistungen (Leistungen zur Teilhabe oder

Rente) beantragt, bewilligt oder gewährt worden sind; dies gilt nicht für Rentenversi-

cherungsbeiträge, die für Zeiten nach Beginn einer innerstaatlichen Vollrente wegen

Alters gezahlt wurden,

b) die Beiträge dem Rentenversicherungsträger als Beiträge zur freiwilligen Versiche-

rung verbleiben oder für den Erstattungszeitraum freiwillige Beiträge nachgezahlt

werden sollen (§ 202 SGB VI),

c) die Beiträge dem Beanstandungsschutz des § 26 Abs. 1 SGB IV unterliegen und der

Versicherte nicht auf den Beanstandungsschutz verzichtet,

d) der Erstattungsanspruch ganz oder teilweise verjährt ist,

e) ein Bescheid über eine Forderung des Rentenversicherungsträgers vorliegt,

f) die Beiträge für Zeiten nach Beginn einer mitgliedstaatlichen Vollrente wegen Alters

gezahlt wurden.

Zuständig ist der aktuelle kontoführende Rentenversicherungsträger.

3.3.3 Zuständigkeit des Arbeitsamtes

Für die Bearbeitung des Antrags auf Erstattung zu Unrecht gezahlter Arbeitslosenver-

sicherungsbeiträge ist ausschließlich das Arbeitsamt zuständig, wenn
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a) seit Beginn des Erstattungszeitraums Leistungen (Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe,

Kurzarbeitergeld, Winterausfallgeld, Unterhaltsgeld, Übergangsgeld, Berufsausbil-

dungsbeihilfe für Arbeitslose) beantragt, bewilligt oder gewährt worden sind,

b) der Erstattungsanspruch ganz oder teilweise verjährt ist,

c) ein Bescheid eines Arbeitsamtes über die Rückzahlung von Leistungen vorliegt.

Zuständig ist das Arbeitsamt, in dessen Bezirk die Stelle (z.B. Geschäftsstelle der Kranken-

kasse) ihren Sitz hat, an welche die Beiträge gezahlt worden sind. Sind Arbeitslosenversiche-

rungsbeiträge an mehrere Einzugsstellen gezahlt worden, so ist für die Erstattung das Ar-

beitsamt zuständig, in dessen Bezirk die Stelle liegt, an die Beiträge zuletzt zu Unrecht ge-

zahlt wurden.

3.3.4 Weiterleitung des Antrags

Stellt die Einzugsstelle die Zuständigkeit des Trägers der Rentenversicherung und/oder des

Arbeitsamtes für die Erstattung der zu Unrecht gezahlten Renten- und/oder Arbeitslosenver-

sicherungsbeiträge fest, so leitet sie je eine Mehrfertigung (z.B. Ablichtung) des Antrags mit

einer Stellungnahme zum Abgabegrund (z.B. über das Nichtvorliegen von Versicherungs-

pflicht) an den Rentenversicherungsträger und/oder das Arbeitsamt zur abschließenden Be-

arbeitung weiter und gibt dem Antragsteller davon Kenntnis.

3.4 Vererblichkeit des Erstattungsanspruchs

Ist der Erstattungsberechtigte verstorben, so steht das Recht der Erstattung seinen Erben zu.

3.5 Erstattung bei Aufenthalt im Ausland

Vorbehaltlich devisenrechtlicher oder entsprechender Vorschriften ist die Erstattung von zu

Unrecht gezahlten Beiträgen nicht dadurch ausgeschlossen, dass sich der Berechtigte im

Ausland aufhält.

3.6 Stornierung von Meldungen

Ist die Einzugsstelle für die Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge zuständig, veranlasst

und überwacht sie die Stornierung bereits erstatteter sowie die Erstattung ggf. erforderlicher

neuer Meldungen nach der DEÜV durch den Arbeitgeber. In den Fällen, in denen der Ren-
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tenversicherungsträger die Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge vornimmt, bereinigt er

das Versicherungskonto.

4 Beitragszahlung an nicht zuständige Träger der Rentenversicherung

(Fehlversicherungen)

4.1 Fehlversicherungen zwischen Arbeiterrentenversicherung und Angestelltenver-

sicherung

Fehlversicherungen zwischen Arbeiterrentenversicherung und Angestelltenversicherung wer-

den nur für die Zukunft berichtigt. Die an einen nicht zuständigen Träger der Rentenversiche-

rung gezahlten Beiträge gelten als an den zuständigen Träger der Rentenversicherung ge-

zahlt (§ 201 Abs. 1 SGB VI).

4.2 Fehlversicherungen zwischen der knappschaftlichen Rentenversicherung und

der Arbeiterrentenversicherung bzw. Angestelltenversicherung

Fehlversicherungen zwischen der knappschaftlichen Rentenversicherung und der Arbeiter-

rentenversicherung bzw. Angestelltenversicherung sind stets in der Art zu berichtigen, dass

der nicht zuständige Versicherungsträger die zu Unrecht gezahlten Beiträge beanstandet und

dem zuständigen Versicherungsträger den Gegenwert der Beiträge überweist. Die überwie-

senen Beiträge gelten als zu Recht gezahlte Beiträge des Versicherungszweigs, der die Bei-

träge entgegennimmt. Differenzbeträge zwischen den Beiträgen zur knappschaftlichen Ren-

tenversicherung und den Beiträgen zur Arbeiterrentenversicherung oder zur Angestelltenver-

sicherung sind vom Arbeitgeber nachzuzahlen bzw. werden ihm und ggf. dem Arbeitnehmer

erstattet.

Anlage



Betriebs-/Beitrags-Kontonummer: Hinweis: 
 

Die Beantwortung der Fragen ist zur Prüfung des Er-
stattungsanspruchs erforderlich (§ 28o SGB IV; § 98 
SGB X); der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber können 
getrennt Erstattungsanträge einreichen. 

 
 

(Name/Firma)  
Name und Anschrift der Krankenkasse 
 

Eingangsstempel der Krankenkasse 
 
 

  
 
 
 
 
 Zutreffendes bitte  ⊠  ankreuzen 

 

Antrag auf Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung 
Für den Arbeitnehmer  

Name, Vorname Versicherungsnummer Geburtsdatum 

Straße, Hausnummer, Wohnort Beschäftigt vom bis 

 
wurden an Beiträgen tatsächlich gezahlt (nach Kalenderjahren getrennt):� 
 
Zeitraum  
vom 

 
bis 

Arbeitsentgelt�� 

DM  ⃞EUR  ⃞
Beitragsgruppe Arbeitnehmer - / 

DM  ⃞EUR  ⃞
Arbeitgeberanteil 

DM  ⃞EUR  ⃞  

Insgesamt  

DM  ⃞EUR  ⃞  
       
       
       
       
 Summe A    
 
waren an Beiträgen zu zahlen (nach Kalenderjahren getrennt):� 
 
Zeitraum  
vom 

 
bis 

Arbeitsentgelt�� 

DM  ⃞EUR  ⃞
Beitragsgruppe Arbeitnehmer - / 

DM  ⃞EUR  ⃞
Arbeitgeberanteil 

DM  ⃞EUR  ⃞  

Insgesamt  

DM  ⃞EUR  ⃞  
       
       
       
       
 Summe B    
 
Erstattungsbeträge (Summe A ./. Summe B)    
 
Grund für die Überzahlung (z.B. Nichtbestehen von Versicherungspflicht, Zugrundelegung eines zu hohen Arbeitsentgeltes) 
 

 
Die Arbeitnehmeranteile 
 

⃞  werden vom Arbeitgeber ausgezahlt. 
 

⃞  sollen dem Arbeitnehmer überwiesen werden. 
 

 

⃞  Die Arbeitgeberanteile ⃞  Die Arbeitnehmer- und  
        Arbeitgeberanteile 
 

⃞  sollen überwiesen werden.  ⃞   sollen dem Beitragskonto 
         gutgeschrieben werden. 
 

Geldinstitut (Arbeitnehmer) Geldinstitut (Arbeitgeber) 

Konto-Nr.                                         Bankleitzahl Konto-Nr.                                              Bankleitzahl 

 

                                                           
� Bei Änderung des Beitragssatzes innerhalb eines Kalenderjahres sind die Arbeitsentgelte stets aufzuteilen. 
** Sofern im Erstattungszeitraum Beiträge sowohl in DM als auch in EUR gezahlt worden sind, sind zwei Anträge auszufüllen. 
 
 



 

Bei Erstattung von Beiträgen in voller Höhe bitte die Ziffern 1.1 bis 1.4 und 3 bis 5 ausfüllen. 
Bei Erstattung von Beiträgen in nicht voller Höhe bitte die Ziffern 2 bis 5 ausfüllen. 
 
1 Erstattung von Beiträgen in voller Höhe (z.B. Nichtbestehen von Versicherungspflicht): 
1.1 Seit Beginn des Erstattungszeitraums sind Leistungen beantragt, bewilligt oder gewährt worden von: 
 a) der Krankenversicherung für den Arbeitnehmer und/oder seine Familienangehörigen  

   ⃞nein  ⃞ ja ⃞beantragt am:                 Art der Leistung 

     ⃞  bewilligt am: 

    ⃞  gewährt   vom/bis:    
 

b) der Pflegeversicherung (z.B. Pflegesachleistungen, Kurzzeitpflege, Leistungen zur sozialen Sicherung der 
Pflegepersonen) 

   ⃞ nein  ⃞ ja ⃞  beantragt am:                 Art der Leistung 

     ⃞  bewilligt am: 

    ⃞  gewährt   vom/bis:    
 

c) der Rentenversicherung für den Arbeitnehmer und/oder seine Familienangehörigen (z.B. Leistungen zur 
medizinischen Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben oder Rente) 

   ⃞  nein  ⃞  ja ⃞  beantragt am:                 Art der Leistung 

     ⃞  bewilligt am: 

    ⃞  gewährt   vom/bis:    
 
d) der Bundesanstalt für Arbeit (z.B. Arbeitslosen-, Kurzarbeiter-, Winterausfallgeld, Arbeitslosenhilfe)  

   ⃞ nein  ⃞ ja ⃞  beantragt am:                 Art der Leistung               Arbeitsamt / Kundennummer 

     ⃞  bewilligt am: 

    ⃞  gewährt   vom/bis:    
 
1.2 Die zur Rentenversicherung zu Unrecht gezahlten Beiträge sollen dem Rentenversicherungsträger als Beiträge zur freiwilli-

gen Versicherung verbleiben (§ 202 Satz 1 SGB VI): 
vom  bis vom  bis 

  ⃞ nein  ⃞ ja 
 
1.3 Für den Erstattungszeitraum sollen zur Rentenversicherung freiwillige Beiträge nachgezahlt werden (§ 202 Satz 2 SGB VI):  

vom  bis vom  bis 

  ⃞ nein  ⃞ ja 
 
1.4 Der vom Arbeitgeber zurückgeforderte Beitragsanteil zur Rentenversicherung soll vom Versicherten an die Rentenversiche-

rung wieder eingezahlt werden (§ 202 Satz 4 SGB VI): 
 

 ⃞ nein  ⃞ ja 
 
2 Erstattung von Beiträgen in nicht voller Höhe (z.B. Zugrundelegung eines zu hohen Arbeitsentgelts): 
 
 Der Arbeitnehmer hat Geldleistungen der Kranken- oder Rentenversicherung erhalten, für deren Bemessung ein zu hohes  

Arbeitsentgelt zugrunde gelegt wurde: 
 
  Zeitraum der Bescheinigung des Arbeitgebers 
  zur Berechnung des Kranken-, Übergangs- oder 
  Mutterschaftsgeldes sowie einer Rente   vom  bis 
 

⃞ nein  ⃞ ja 
 
3 Vom/Von Sozialversicherungsträger(n) beim Arbeitgeber durchgeführte letzte zwei Prüfungen: 
 

Prüfung(en) am  Sozialversicherungsträger Prüfzeitraum  Name des  
      damaligen Arbeitgebers 
 

 
 

 
Sofern aufgrund der Arbeitgeberprüfung ein Beanstandungsschutz entstanden ist (vgl. § 26 Abs. 1 SGB IV), sollen die  
betroffenen Pflichtbeiträge als zu Recht gezahlte Pflichtbeiträge bestehen bleiben? 
 

⃞  nein, Verzicht auf Beanstandungsschutz 
     bei Verzicht für Teilzeiträume: vom/bis  
 

⃞  ja, Vertrauensschutz 
 



 

 
4 Es liegt ein Bescheid über eine Forderung eines Leistungsträgers (Krankenkasse, Pflegekasse, Rentenversicherungsträger,  

Arbeitsamt) vor: 
 
    vom  bis  Art der Forderung  Leistungsträger 
 

⃞ nein  ⃞ ja 
 
5 Die zu Unrecht gezahlten Beiträge sind von einem Dritten ersetzt worden. 
 

 ⃞ nein  ⃞ ja 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Datum  Unterschrift des Arbeitnehmers               Datum   Stempel und Unterschrift des Arbeitgebers 
 
 
 
 
Bearbeitungsvermerke des Versicherungsträgers: 
 
 



 

Erläuterungen zum Antrag auf Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge zur 
Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung 
 
 
 
Auswirkungen auf die gesetzliche Rentenversicherung 
 
Die Erstattung zu Unrecht gezahlter Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung kann sich für den 
Versicherten insbesondere nachteilig auf  
 

- die Erfüllung der Wartezeiten (für Renten, Leistungen zur Teilhabe wie medizinische Rehabilitation 
oder Teilhabe am Arbeitsleben),  

 
- die Erfüllung der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen für die Gewährung von Renten wegen 

verminderter Erwerbsfähigkeit (ausreichende Belegungsdichte) sowie  
 

- die Bewertung beitragsfreier und beitragsgeminderter Zeiten  
 
auswirken.  
 
Diese nachteiligen Auswirkungen können zum Teil durch die Umwandlung der in der irrtümlichen Annahme 
der Versicherungspflicht entrichteten Beiträge in freiwillige Rentenversicherungsbeiträge oder Nachzahlung 
von freiwilligen Rentenversicherungsbeiträgen vermieden werden. Hierfür sieht das Gesetz folgende Mög-
lichkeiten vor: 
 
1. Die zu Unrecht gezahlten Pflichtbeiträge werden weder vom Arbeitnehmer noch vom Arbeitgeber 

zurückgefordert (Ziffer 1.2 des Antrags).  
 
Sie gelten dann bei Vorliegen der Berechtigung zur Zahlung freiwilliger Beiträge als rechtzeitig gezahlte 
freiwillige Rentenversicherungsbeiträge.  
 
2. Die zu Unrecht gezahlten Pflichtbeiträge werden vom Arbeitnehmer und vom Arbeitgeber 

zurückgefordert (Ziffer 1.3 des Antrags). 
 
Der Erstattungsanspruch steht dem zu, der die Rentenversicherungsbeiträge getragen hat. Neben dem 
Arbeitnehmer hat somit auch der Arbeitgeber einen Erstattungsanspruch. Machen sowohl Arbeitnehmer als 
auch Arbeitgeber von ihrem Erstattungsrecht Gebrauch, so besteht für den Versicherten über den Rahmen 
der für freiwillige Rentenversicherungsbeiträge grundsätzlich geltenden Frist (bis zum 31. März des Folgejah-
res) hinaus eine besondere Berechtigung zur Zahlung freiwilliger Rentenversicherungsbeiträge. 
 
Bei Vorliegen der Versicherungsberechtigung darf der Versicherte für den Erstattungszeitraum innerhalb von 
drei Monaten, nachdem die Beanstandung der zu Unrecht gezahlten Beiträge unanfechtbar geworden ist, 
freiwillige Rentenversicherungsbeiträge nachzahlen. Hierbei kann der Versicherte sowohl die Anzahl als auch 
die Höhe der freiwilligen Beiträge im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten selbst bestimmen.  
 
3. Die zu Unrecht gezahlten Pflichtbeiträge werden nur vom Arbeitgeber zurückgefordert (Ziffer 1.4 

des Antrags). 
 
Verzichtet der Arbeitgeber nicht auf seinen Erstattungsanspruch, so hat der Versicherte die Möglichkeit, den 
dem Arbeitgeber erstatteten Beitragsanteil zur Rentenversicherung wieder (in voller Höhe) einzuzahlen.  
 
Die zu Unrecht gezahlten Pflichtbeiträge gelten dann bei Vorliegen der Berechtigung zur Zahlung freiwilliger 
Beiträge als rechtzeitig gezahlte freiwillige Rentenversicherungsbeiträge.  
 
Durchführung von Arbeitgeberprüfungen (Ziffer 3 des Antrags) 
 
Sind Pflichtbeiträge in der Rentenversicherung für Zeiten nach dem 31. Dezember 1972 trotz Fehlens der 
Versicherungspflicht nicht spätestens bei der nächsten Prüfung beim Arbeitgeber beanstandet worden, ist 
vom Rentenversicherungsträger eine Vertrauensschutzprüfung durchzuführen. Beiträge, die aufgrund des 
Vertrauensschutzes nicht mehr beanstandet werden dürfen, gelten als zu Recht gezahlte Pflichtbeiträge. Auf 
den Beanstandungsschutz kann der Arbeitnehmer - auch für Teilzeiträume, dann jedoch nur für volle Kalen-
dermonate - verzichten. 
 
 

Weitere kostenlose Informationen sind beim zuständigen Rentenversicherungsträger, seinen Auskunfts- und 
Beratungsstellen und Versichertenältesten sowie den örtlichen Versicherungsämtern und den Stadt- und 
Gemeindeverwaltungen erhältlich.  


